Kein Prosperitätsregime im Irak : Kooptation patrimonialer Machthaber und Truppenabzug statt Demokratisierung by Scholvin, Sören
  A K U F   Nr. 7 






I n s t i t u t  f ü r  P o l i t i k w i s s e n s c h a f t  
A r b e i t s g e m e i n s c h a f t  K r i e g s u r s a c h e n f o r s c h u n g  ( A K U F )  
 
Kein Prosperitätsregime im Irak 
Kooptation patrimonialer Machthaber und Truppenabzug statt Demokratisierung 
Sören Scholvin 
Seit Juni 2009 sind alle ausländischen Streitkräfte au-
ßerhalb der irakischen Städte stationiert. Die sicher-
heitspolitische Alltagsarbeit obliegt irakischen Verbän-
den. Es ist zu erwarten, dass bereits nach den iraki-
schen Wahlen im Januar 2010 das Gros der derzeit 
138.000 US-amerikanischen Soldaten abgezogen wer-
den wird. Hiermit wird oft eine Stabilisierung des Lan-
des assoziiert und tatsächlich ist die Zahl der ums Le-
ben gekommenen Zivilisten seit dem Höhepunkt der 
Gewalt in der zweiten Jahreshälfte 2008 von 3.500 auf 
200 bis 350 pro Monat zurückgegangen.1 Der Abzug 
der USA und ihrer Verbündeten ist jedoch ohne vor-
hergehende politische Konfliktregelung zwischen den 
verfeindeten, ethnisch-konfessionell voneinander abge-
grenzten Gruppen nicht nur sicherheitspolitisch äu-
ßerst riskant. Entgegen der ursprünglichen Kriegsziele 
gibt die US-Regierung das Ziel eines demokratisch 
legitimierten Gewaltmonopols als Grundlage landes-
weiter Stabilität auf.  
Ein Prosperitätsregime für den Irak 
Hintergrund des Dritten Golfkrieges sind der Aufstieg der 
Neokonservativen in den USA mit dem Amtsantritt von 
George W. Bush im Januar 2001 und die Anschläge vom 
11. September 2001. Die Lehre, die die Bush-
Administration aus dem 11. September zog war, dass si-
cherheitspolitischen Gefahrenquellen nicht erst dann ent-
                                                 
1
 Aktuelle Informationen zur Entwicklung der Sicherheits- und Wirt-
schaftlage im Irak seit dem Sturz des Ba’ath-Regimes bietet der „Iraq 
Index“ des Saban Center for Middle East Policy (2003-2009). 
gegengewirkt werden dürfe, wenn ein Angriff unmittelbar 
bevorsteht. Ein präventives Vorgehen sei nicht mehr mög-
lich. Anders als in klassischen symmetrischen Kriegen, bei 
denen Angriffsvorbereitungen wie die Mobilmachung und 
Verlegung großer Truppenkontingente in der Regel deut-
lich sichtbar sind, könnten Angriffe in asymmetrischen 
Kriegen, zum Beispiel beim Terrorismus, nämlich kaum 
antizipiert werden. Folglich wurde im Sinne der Bush-
Doktrin eine präemptive Sicherheitspolitik notwendig, die 
sich bereits gegen potentielle Gefahrenquellen wie Ausbil-
dungslager von Terroristen richtet, von denen kein unmit-
telbarer Angriff droht. Im Nahen und Mittleren Osten lief 
diese Sicherheitspolitik auf eine umfassende Demokrati-
sierung hinaus. Sie wurde als wirksame Maßnahme gegen 
islamistischen Terrorismus betrachtet (Bush 2002). Nach-
dem sich die Rechtfertigung des Einmarsches in den Irak 
Landesdaten Irak 
Regierungsform: parlamentarische Demokratie 
Bevölkerung: 28,9 Millionen 
Fläche: 438.317 km² 
BIP pro Kopf: 4.000 US-Dollar (2008) 
Wirtschaftswachstum 2006-2007-2008: 6,2%-1,5%-9,8% 
Human Development Index: nicht gewertet 
Gini-Index: nicht gewertet 
Corruption Perceptions Index: Rang 178 von 180 (2008) 
ethnische Gruppen: 75-80% Araber, 15-20% Kurden, 5% 
Assyrer, Turkmenen und andere 
Religion: 60-65% schiitische Muslime, 32-37% sunnitische 
Muslime, 3% Christen und andere 
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mit angeblichen Massenvernichtungswaffen des Ba’ath-
Regimes als nicht haltbar erwiesen hatte, wurden Demo-
kratisierung und Stabilisierung auch gegenüber der Öffent-
lichkeit als Kriegsgründe betont. 
Darüber hinaus wurde die Entscheidung, im Irak mili-
tärisch zu intervenieren, durch eine Umkehr der Domino-
theorie gerechtfertigt: Wurde einst angenommen, ein kom-
munistischer Sieg in Vietnam würde die anderen Staaten 
Südostasiens wie Dominosteine zum Umfallen bringen, 
hofften die Neokonservativen im Frühjahr 2003, durch den 
Sturz des Ba’ath-Regimes in Bagdad weitgehende Politik-
wechsel in Iran, Nordkorea und Syrien bewirken zu kön-
nen.  
Philipp Le Billon und Fouad El Khatib (2004: 121-
123, 127-128) sowie Herfried Münkler (2003: 42, 50-51) 
gehen davon aus, dass die Bush-Administration ein „Pros-
peritätsregime“ im Zweistromland schaffen wollte. Dieses, 
so die Annahme der Neokonservativen, werde die Ölres-
sourcen transparent und entwicklungsfördernd einsetzen 
und durch regionale wirtschaftliche Kooperation – bei-
spielsweise eine Pipeline zur israelischen Hafenstadt Haifa 
(Vuillamy 2003) – Frieden und Stabilität im Nahen und 
Mittleren Osten verbreiten. Ein mit dem Regimewechsel 
einhergehender Wirtschaftsaufschwung werde langfristig 
eine starke Mittelschicht erzeugen, die das Rekrutierungs-
becken der Elite des Landes und den Garanten einer fried-
lichen Demokratie bilden werde. Die Zusammenhänge von 
Ölreichtum, Autoritarismus und aggressiver Außenpolitik 
hoffte man so aufzubrechen. Ein weitgehender Abzug der 
eigenen Truppen aus der ganzen Region wäre dann zügig 
möglich und das Dilemma der US-amerikanischen Golfpo-
litik, sich entweder durch massive regionale Präsenz und 
das Sanktionsregime gegen den Irak vor allem in der ara-
bischen Welt zu diskreditieren oder eine erneute Macht-
übernahme anti-amerikanischer Kräfte durch einen Rück-
zug zu riskieren (vgl. Münkler 2003: 112-113), aufgelöst. 
Stattdessen hätte man mit einem demokratischen Irak 
einen der stärksten Staaten der Region als sicheren Ver-
bündeten. 
Diverse Planungen geben die äußerst optimistischen 
Erwartungen eines raschen und reibungslosen Übergangs 
zu einem Prosperitätsregime wieder. So ging der damalige 
Secretary of the Army Thomas White davon aus, die ersten 
50.000 US-amerikanischen Soldaten könnten 90 Tage 
nach Ende der Militäroperation abgezogen werden. Im 30-
Tage-Rhythmus würden danach je weitere 50.000 folgen 
(Hendrickson/Tucker 2005: 29). Allein die Tatsache, dass 
die USA über keinerlei detaillierte Militär- und Verwal-
tungspläne für die Zeit nach dem Sieg über die Ba’ath-
Diktatur verfügten (O’Hanlon 2005) verdeutlicht, wie 
stark die Überzeugung von einem nahezu problemlosen 
Übergang zu einem Prosperitätsregime gewesen sein muss 
und wie wenig lokale Macht- und Herrschaftsbeziehungen 
bedacht wurden. 
Das Legitimitätsproblem der USA und 
der Truppenabzug 
Entgegen diesen optimistischen Planungen folgte auf den 
Sturz der Ba’ath-Diktatur ein langwieriger Aufstand gegen 
die Besatzungstruppen, geführt von Ba’athisten und mili-
tanten Islamisten. Die Sicherheitslage im Irak verschlech-
terte sich täglich. Die US-Truppen und ihre Verbündeten 
sehen sich bis heute mit der Aufgabe konfrontiert, das 
Land gegen eine Vielzahl gewaltsam vorgehender Grup-
pen unter Einsatz militärischer Mittel zu stabilisieren.  
Auf Grund der ständigen Verluste, die die US-
Truppen und ihre Verbündeten seit 2003 erlitten haben, ist 
die Zustimmung zum Engagement im Irak in ihren Gesell-
schaften rasch gesunken. Dies kann teils auf das, was 
Münkler (2005: 227-230, 2006: 214) als Dilemma „posthe-
roischer Kriegsführung“ analysiert hat, zurückgeführt 
werden: In vielen Gesellschaften der Ersten Welt, auch der 
US-amerikanischen, ist die Bereitschaft, das eigene Leben 
oder das Leben von Mitbürgern zu riskieren, um ein über-
geordnetes Ziel zu verfolgen, abhanden gekommen. Be-
reits geringe Verluste führen daher dazu, dass ein Rückzug 
gefordert wird. Edward Luttwak (1995: 112-166) argu-
mentiert mit anderem Schwerpunkt, dass es gegenwärtig 
keine unmittelbaren Bedrohungen für die USA gebe. Die 
Opferbereitschaft bei präemptiven Sicherheitseinsätzen 
gehe gegen null. Luftschläge in Kombination mit Wirt-
schaftssanktionen, nicht der Kampf mit Bodentruppen, 
müssten, so Luttwaks (1995: 116-122) Schlussfolgerung, 
Kern der US-Sicherheitspolitik werden. Ein langfristiges 
militärisches Engagement im Irak mit Bodentruppen – das 
dürften auch die neokonservativen Planer gewusst haben – 
war zu keinem Zeitpunkt für die USA tragbar.2  
                                                 
2
 Somit hat der Irak-Krieg Donald Rumsfelds Doktrin der „multiple wars“ 
zum Scheitern gebracht. Die USA können nur dann gleichzeitig mehrere 
Kriege erfolgreich führen, wenn sie ihre Überlegenheit in der symmetri-
schen Kriegsführung ausspielen können. Langwierige Aufstandsbekämp-
fung überlastet sie bereits an einem Schauplatz. Ein Truppenabzug kann 
daher allein schon damit begründet werden, dass nur so die militärische 
Schlagfähigkeit der USA zu wahren ist. 
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Quelle: University of Texas Libraries 
Außerdem ergibt sich ein zentrales Legitimitätsprob-
lem der Besatzer gegenüber der irakischen und Teilen der 
internationalen Öffentlichkeit aus ihrer massiven militäri-
schen Überlegenheit – der „Asymmetrie des Krieges“. In 
ihrer medialen Vermittlung erzeugt sie eine David-
Goliath-Mentalität. Der asymmetrisch Überlegene wird 
unabhängig von Anstrengungen, Kollateralschäden zu 
vermeiden, in der Regel als Aggressor, der den Konflikt 
verursacht und eskaliert hat, dastehen (Münkler 2006: 155, 
206, 217). Die Überlegenheit der USA und ihre als exzes-
siv wahrgenommene Gewaltanwendung dienen der 
„Rechtfertigung“ seitens Aufständischer und Terroristen. 
Deren brutales Vorgehen wiederum zielt darauf, die Ge-
walt zu eskalieren, um eine weitere Selbstdiskreditierung 
der USA zu bewirken (al-Marashi 2004: 7, 10): 
In den ersten Tagen nach der Invasion verhielten sich 
die US-Truppen passiv, wann immer es zu Plünderungen 
kam. Diese wurden als kurzfristige Erscheinung des Über-
gangs zum Prosperitätsregime abgetan. Als die USA er-
kannten, dass sich gewaltoffene Räume gebildet hatten, die 
den gesamten Irak destabilisierten, und sie ba’athistischen 
und islamistischen Gruppen in einem asymmetrischen 
Krieg gegenüberstanden, griffen sie mit massiver Gewalt 
ein. Dies und die alltäglichen Anschläge von Ba’athisten 
und Islamisten führten zu zivilen Opfern. Die Besatzungs-
truppen wurden zunehmend für Gewalt und Leid der Zi-
vilbevölkerung verantwortlich gemacht. Menschenrechts-
verletzungen wie im Abu-Ghuraib-Gefängnis und die 
exzessive Anwendung militärischer Gewalt in dicht besie-
delten Gegenden wie der zentralirakischen Stadt Fallujah, 
in der die Aufstandsbekämpfung im Frühjahr 2004 mit 
weißem Phosphor, Streubomben und Uranmunition ge-
führt wurde (BBC 08.11.2005), diskreditierten die USA im 
In- und Ausland. 
Allgemein formuliert befinden sich die USA im Irak 
in einem „Pazifierungskrieg“, einer militärischen Mission 
externer Kräfte, die auf Stabilisierung durch Durchsetzung 
eines Gewaltmonopols abzielt (von Trotha 2005: 6). Die 
antagonistischen Bestandteile des Begriffes verweisen 
dabei auf einen zentralen Widerspruch. Kolonialherren 
bezeichneten ihre Kriege im Sinne einer zivilisatorischen 
Mission als Pazifizierung. Für die Menschen in den betrof-
fenen Regionen fand jedoch keine Befriedung statt. Es 
herrschte Krieg; in der Regel gerade gegen die Zivilbevöl-
kerung. Während sich heute wie damals diejenigen, die 
Pazifizierungskriege führen, in ihrem Selbstverständnis 
positiv verstehen und in einer Befriedungsmission zum 
Wohle der Menschen in den besetzen Gebieten sehen, 
lassen Propaganda von Aufständischen sowie die Auswir-
kungen der Aufstandsbekämpfung auf die Zivilbevölke-
rung die Pazifizierungskrieger der lokalen Bevölkerung 
und Teilen der internationalen Öffentlichkeit als illegitime 
Besatzer erscheinen. Aus kritischer Perspektive ziehen die 
Intervenierenden großen Nutzen aus der Besatzung – im 
Falle des Iraks die Kontrolle über dessen Erdölvorkom-
men. Unter der Besatzung bzw. Pazifizierung leiden hin-
gegen die Menschen in den besetzten Gebieten. 
Um die Besatzung gegenüber der lokalen Bevölkerung 
zu rechtfertigen und Verluste unter den eigenen Streitkräf-
ten zu vermeiden, ist es daher unabdingbar, dass die Inter-
venierenden einen Partner vor Ort finden, der ihnen bei 
Militäraktionen sowie der politischen und wirtschaftlichen 
Stabilisierung hilft, indem er ein Mindestmaß an Gefolg-
schaft seitens der lokalen Bevölkerung schafft. Nicht nur 
die Wahrnehmung der Weltöffentlichkeit, in der sich die 
 Abbildung 1: Kulturelle Gruppen des Irak  
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ehemals Besetzten nun selbst regieren, auch die lokalen 
Loyalitäten, an denen es externen Akteuren immer man-
gelt, sind entscheidend.  
Der lokale Partner übernimmt dementsprechend so 
schnell und so umfangreich wie möglich Aufgaben vor Ort 
(Münkler 2006: 304, 308-309). Er verfügt über eine vage 
„Basislegitimität der kulturellen Zugehörigkeit“, denn er 
wird von der lokalen Bevölkerung als ‚einer von uns’ 
wahrgenommen. Die USA hingegen besitzen angesichts 
ihrer Unfähigkeit, Sicherheit und Wohlstand für die Iraker 
zu schaffen, nicht einmal eine „Basislegitimität der Ord-
nungsmacht“ (vgl. von Trotha 2000: 260, 271). Infolge-
dessen ist ihr anfängliches Image als Befreier verloren 
gegangen. Die Mehrheit der irakischen Bevölkerung 
nimmt sie als feindliche Besatzer wahr (vgl. Global Policy 
Forum 2008). 
Zunächst scheint es angesichts der mangelnden Legi-
timität der US-geführten Truppen sinnvoll, sicherheitspoli-
tische Verantwortung rasch an irakische Akteure zu über-
geben. Die International Crisis Group (2003: 2, 10-11) 
kritisierte bereits im Juni 2003 die Auflösung vieler Si-
cherheitsorgane des Ba’ath-Staates. Dies habe nicht nur 
die Stabilisierung des Landes unmöglich gemacht, sondern 
auch die ablehnende Haltung der arabischen Sunniten 
gegenüber Besatzern und Übergangsregierung begründet. 
Unter der Ba’ath-Herrschaft waren die arabischen Sunni-
ten privilegiert. Nun wurden sie institutionell marginali-
siert.  
Doch zu argumentieren, die USA hätten den Ba’ath-
Staatsapparat einfach zur Stabilisierung des Landes einset-
zen können, übersieht, dass sich dieser, insbesondere die 
Armee, bereits gegen Kriegsende in Selbstauflösung be-
fand. Zwar hätte man versuchen können, die desertierten 
Soldaten durch Amnestie- und Soldangebote zur Rückkehr 
in den Dienst zu bewegen. Dass derartige Maßnahmen 
erfolgreich gewesen wären, ist jedoch insbesondere des-
halb zweifelhaft, weil die scheinbar chaotische Auflösung 
der irakischen Armee höchstwahrscheinlich Teil einer 
umfassend vorbereiteten Destabilisierungs- und Guerilla-
strategie der Ba’ath-Elite war (Hendrickson/Tucker 2005: 
17-19). Zudem wäre eine Übernahme der Armee des 
Ba’ath-Regimes durch die USA kaum von den Kurden und 
Schiiten toleriert worden und hätte weitere Sicherheits-
probleme nach sich gezogen. Folgt man Paul Bremers 
(2006: 345-346) Darstellung seiner Tätigkeit im Irak, för-
derten die kurdischen und schiitischen Parteien die Anti-
Ba’ath-Kampagne massiv und gingen gegen jede Zutei-
lung von Machtpositionen an arabische Sunniten vor.  
Als Alternative zum Einsatz US-amerikanischer Sol-
daten liegt die Zusammenarbeit mit kurdischen und schiiti-
schen Milizen sowie der schnelle Aufbau neuer irakischer 
Sicherheitskräfte nahe. Die Obama-Administration setzt 
dies mit hoher Geschwindigkeit um. Den ersten Schritt 
hierzu stellte der Ende Juni abgeschlossene Abzug der US-
amerikanischen Truppen aus allen irakischen Städten dar. 
Dieser war noch zwischen der Bush-Regierung und ihrem 
irakischen Pendant unter Ministerpräsident Nuri al-Maliki 
im Status of Forces Agreement (SOFA) im November 
2008 vereinbart worden. Nach den irakischen Wahlen 
Anfang 2010 ist mit einem raschen Abzug der Kampftrup-
pen, die dann höchstwahrscheinlich in Afghanistan einge-
setzt werden, zu rechnen. Von derzeit 138.000 US-
amerikanischen Soldaten wird nach August 2010 nur noch 
ein stark reduziertes Kontingent mit einer Stärke von 
30.000 bis 50.000 Mann verbleiben. Es wird nicht die 
Kontrolle des gesamten Landes ermöglichen, sollte aber 
ausreichen, um entscheidenden Einfluss auszuüben. Im 
Ernstfall könnten Ba’athisten und Islamisten an einer ge-
waltsamen Machtübernahme gehindert und Terroristen auf 
Grund der überlegenen Logistik und Informationsverarbei-
tung der US-Armee weiter bekämpft werden. Im Wesentli-
Quelle: Central Intelligence Agency 
 Abbildung 2: Der Irak und seine Nachbarn 
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chen soll sich das anvisierte Kontingent jedoch auf Schu-
lung, Beratung und Unterstützung der irakischen Sicher-
heitskräfte beschränken. Nach Ende des Jahres 2011 wird 
es entsprechend der aktuellen Vereinbarungen zwischen 
der irakischen und der US-amerikanischen Regierung 
keine US-Truppen mehr im Irak geben.3 
Die Integration lokaler Akteure bedeutet allerdings, 
zumeist patrimoniale und anti-demokratische Strukturen 
zu stärken. Der in den neokonservativen Planungen von 
selbst stattfindende Übergang von der Diktatur zum demo-
kratischen Prosperitätssystem bleibt aus und wird durch 
die Kooptation einheimischer bzw. lokaler Autoritäten 
ersetzt. Vom ursprünglichen Ziel des strukturellen Wan-
dels rückt man ab. Zusätzlich deuten die bisherigen Erfah-
rungen darauf hin, dass irakische Milizen selbst eine nicht 
unbedeutende Ursache von Instabilität sind. 
Milizen, gewaltoffene Räume und eth-
nisch-konfessionelle Fragmentierung 
Fällt das staatliche Gewaltmonopol, können gewaltoffene 
Räume entstehen – Räume, in denen kein Akteur Gewalt 
verlässlich kontrolliert und die Übernahme einer begrenz-
ten Kontrollfunktion nichtstaatlichen Akteuren offen steht. 
Da es keine öffentliche Ordnung gibt, dominieren gewalt-
gestützte Transaktionen das Wirtschaftsgeschehen in so-
genannten Gewaltmärkten. Beispielsweise können Entfüh-
rungen, Raub und Schutzgelderpressung dort zur Grundla-
ge materieller Akkumulation werden. Durch die Einbin-
dung in die Gewaltmärkte eröffnen sich für einige Men-
schen vor Ort wirtschaftliche Chancen für einen rasanten 
sozialen Aufstieg. Es entwickeln sich Interessen an der 
Abwesenheit eines übergreifenden Gewaltmonopols. Im 
Irak etablierten konfessionell definierte Milizen darüber 
hinaus lokale Gewaltmonopole, die Zivilisten vergleichs-
weise sichere soziale Gefüge bieten. Dies erzeugt Verhal-
tensmuster, beispielsweise die Unterstützung von Milizen, 
die die Position der Zentralregierung und ein von ihr 
durchzusetzendes Gewaltmonopol untergraben. Gewalttä-
tige Räume schaffen also oftmals Bedingungen, die ihren 
weiteren Bestand sichern (vgl. Elwert 1997: 87-91, 92-94). 
Sicherheit wird seit dem Sturz des Ba’ath-Regimes 
nicht durch den Staat bereitgestellt, sondern durch eth-
nisch-konfessionell bestimmte Organisationen oftmals wie 
                                                 
3
 Eine detaillierte Studie zum Ablauf des Rückzugs, seinen Auswirkun-
gen auf den Irak und seine Nachbarstaaten sowie hieraus potentiell resul-
tierenden Konflikten hat jüngst die RAND Corporation (Perry at al. 2009) 
vorgelegt. 
eine Ware angeboten. Neben ehemaligen Oppositions-
gruppen wie der Demokratischen Partei Kurdistans (KDP) 
und der Patriotischen Union Kurdistans (PUK) mit ihren 
Peshmerga-Milizen und dem Obersten Schiitischen Rat im 
Irak (SCIRI) mit seinen Badr-Brigaden sind ab Frühjahr 
2003 völlig neue Milizen wie Muqtada al-Sadrs Madhi-
Armee entstanden. Den meisten Irakern bleibt angesichts 
des Staatsversagens keine andere Wahl, als bei diesen 
Gruppen Schutz zu suchen (Dodge 2007: 89-93). Dass 
diese Alternativinstitutionen zum Staat über bloßes Miliz-
wesen weit hinausgehen, zeigt das schiitisch-islamistische 
Netzwerk unter informeller Führung Ayatollah Ali al-
Sistanis. Es betreibt Bibliotheken, Krankenhäuser und 
Schulen und unterhält enge Verbindungen zu politischen 
Organisationen wie der Da’wa-Partei und dem SCIRI 
(Rahimi 2004: 14-15). Ihre Legitimität erzielen diese Ver-
bände dadurch, dass sie ihre Klientel dem auf Ablehnung 
stoßenden Zugriff der irakischen Zentralregierung und der 
US-geführten Truppen entziehen, lokal für ihre Klientel 
Stabilität schaffen und soziale Leistungen anbieten sowie 
eine vage Stabilitätsdividende in Form von Aufbau- und 
Entwicklungsprogrammen versprechen.  
Kurz: Als lokale Schutzmacht verfügen sie über die 
Basislegitimitäten der „kulturellen Zugehörigkeit“ und der 
„überlegenen Gewalt“ (vgl. von Trotha 2000: 272-273). 
Zusätzlich erlaubt ihnen die Verwicklung in Gewaltmärkte 
die legitimierende Bereitstellung von Gütern wie Gesund-
heit und Bildung. Gegenüber den Milizen können sich die 
staatlichen Sicherheitskräfte kaum behaupten. Nach Anga-
ben eines britischen Regierungsberaters aus Basra fürchten 
die Bürger der Stadt nicht mehr die Polizei, sondern die 
Polizisten hätten Angst, ein von ihnen belangter Bürger 
könne zu einer mächtigen nicht-staatlichen Organisation 
gehören (International Crisis Group 2007: 15). 
Die alltäglichen Folgen der gewaltoffenen Räume ver-
anschaulicht die Entwicklung in Basra: Mit dem Zerfall 
der zentralstaatlichen Macht etablierten sich islamistische 
Banden in der Stadt. Sie gingen zunächst gegen Repräsen-
tanten des ehemaligen Ba’ath-Regimes vor. Dann haben 
sie ihre Gewalt auf alle ausgeweitet, die ihrer Vormacht-
stellung und insbesondere ihren wirtschaftlichen Vorteilen 
entgegenstehen. Klientelismus, machtlose Behörden und 
daraus resultierende Straffreiheit ermöglichen einen anar-
chischen Zustand (International Crisis Group 2007: 11, 
Knights/Williams 2007, Williams 2009). Selbst Parteien, 
die sich wie die Fadhali-Partei um den damaligen Gouver-
neur Basras Muhammad al-Waeli als rein politische Ak-
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teure gebärden, sind massiv in den Erdölschmuggel invol-
viert. Das zentrale Gut der Region wird somit der Besteue-
rung entzogen und auf in- und ausländischen Schwarz-
märkten verkauft. Diejenigen, die durch die Gewinne ge-
stärkt werden, haben verständlicherweise nicht das ge-
ringste Interesse an einem staatlichen Gewaltmonopol, 
sondern sind bemüht, die gewaltoffenen Räume zu erhal-
ten. In Verbindung hiermit streben sie nach der Kontrolle 
der lokalen Sicherheitskräfte und anderer lokaler staatli-
cher Institutionen, um ihre schattenökonomischen Tätig-
keiten abzusichern. Folglich sind die Sicherheitskräfte, die 
sich zu einem Großteil aus ehemaligen Milizionären zu-
sammensetzen, hochgradig politisiert – ihre Loyalität gilt 
einzelnen politischen Gruppen – und kriminalisiert: 80 
Prozent der Morde im Jahr 2006 sollen von Personen in 
staatlichen Uniformen begangen worden sein (Internatio-
nal Crisis Group 2007: 12-13). Briten und US-Amerikaner 
müssten, so die International Crisis Group (2007: 18), 
erkennen, dass ihre vermeintlichen Partner kontinuierlich 
alle Versuche, einen demokratisch legitimierten Rechts-
staat zu schaffen, untergraben. 
Besonders anschaulich wird die von Milizen ausge-
hende Gefahr am Beispiel der schätzungsweise 60.000 
Mann starken Mahdi-Armee unter Muqtada al-Sadr. Die 
Mahdi-Armee der Sadristen nutzt die Unsicherheit schiiti-
scher Gemeinden aus und bietet sich als Beschützer an. 
Haben ihre Kämpfer so Zugang zu einem Stadtviertel 
gefunden, errichten sie Organisationsbüros, um die Ver-
bindungen zur Bevölkerung zu vertiefen, und beginnen, 
Druck gegen Repräsentanten der sunnitischen Einwohner 
auszuüben. Durch demonstrative Gewaltanwendung sollen 
die Sunniten zum Verlassen des Viertels gedrängt werden. 
Ihr sozio-ökonomisches Gefüge wird zerstört. Reicht diese 
Art der Einschüchterung nicht aus, gehen die Kämpfer der 
Mahdi-Armee dazu über, täglich wahllos einige wenige 
Sunniten zu töten. Entscheidend ist hierbei ganz im Sinne 
terroristischer Strategien die psychische Wirkung der 
Morde, denn alle Sunniten des betroffenen Viertels sehen 
sich nun als potentielle Opfer und fliehen mangels Vertei-
digungsmöglichkeiten (International Crisis Group 2008: 2-
3).  
Am Ende eines solchen Prozesses der gewaltsamen 
Machtübernahme ist die Mahdi-Armee ein protostaatlicher 
Akteur. Sie verfügt lokal begrenzt über ein Gewaltmono-
pol und nimmt polizeiliche Tätigkeiten war. Des Weiteren 
übernehmen Sadristen Justizaufgaben und entscheiden 
beispielsweise in Eigentums- oder Ehestreitigkeiten. Sie 
finanzieren sich sodann daraus, dass sie für wirtschaftliche 
Aktivitäten kostenpflichtige Lizenzen vergeben, ohne die 
sie keinen Unternehmer tätig werden lassen. Die Einnah-
men werden unter anderem zur Stärkung des eigenen 
Machtapparats verwendet. Die Mehrzahl ihrer Kämpfer 
rekrutiert die Mahdi-Armee unter Arbeitslosen, insbeson-
dere perspektivlosen Jugendlichen. Diese könnten, so ein 
Sadrist gegenüber der International Crisis Group (2008: 6-
9), innerhalb von vier bis fünf Tagen reich werden, wenn 
sie gefährliche Tätigkeiten wie das Töten von Sunniten 
übernehmen.  
Während der militärischen Konfrontation mit den US-
geführten Truppen im April und August 2004 wandelte 
sich die Mahdi-Armee auf Grund von Flucht oder Tod 
vieler ihrer Anführer zu kriminellen Banden von Jugendli-
chen, die mindestens genauso gefürchtet werden wie die 
Schergen des Ba’ath-Regimes vor 2003. Weil für diese 
Kämpfer der Mahdi-Armee materielle Vorteile nur aus den 
gewaltoffenen Räumen resultieren, sind sie bestrebt, die-
sen Zustand beizubehalten. Durch Verhandlungen und 
Waffenstillstände mit der Regierung und ihren westlichen 
Partnern macht Sadr sich daher bei einem großen und 
schwer kontrollierbaren Teil seiner Bewegung unbeliebt. 
Bei Protesten in Sadr City soll er bereits als zu moderat 
kritisiert worden sein (International Crisis Group 2008: 
20). 
Fazit 
Trotz dieser strukturellen Probleme setzen die USA auf 
vermeintlich gemäßigte Milizen sowie neu aufgebaute 
irakische Sicherheitskräfte als Partner bei der Stabilisie-
rung des Landes. Zwar sprechen die eingangs genannten 
Zahlen zum deutlichen Rückgang ziviler Opfer und das 
zumindest kurzfristig erfolgreiche repressive Vorgehen der 
irakischen Armee gegen Milizen für eine Stabilisierung 
der Lage.4 Auch das „Sunni Awakening“, die seit 2005 
forcierte Zusammenarbeit der US-Amerikaner mit sunniti-
schen Stämmen, deutet auf Teilerfolge der US-Politik hin. 
Denn so wird die Reintegration der arabischen Sunniten in 
das neue politische System gefördert. Schätzungsweise 
80.000 ehemalige sunnitisch-arabische Aufständische, die 
von den USA bewaffnet und bezahlt werden, gehen nun 
äußerst erfolgreich gegen islamistische Terroristen vor. 
                                                 
4
 Beispielsweise gingen die irakischen Sicherheitskräfte im März 2008 
erfolgreich gegen die Mahdi-Armee vor. 
AKUF Analysen Nr. 7 / November 2009  Seite 7 
 
Doch die erläuterten Strukturen des konfessionalisier-
ten und ethnisierten Konflikts einschließlich gewaltoffener 
Räume stellen ein Pulverfass dar. Gegen den alleinigen 
Einsatz irakischer Sicherheitskräfte spricht, dass bis heute 
keine friedliche Regelung der entlang ethnisch-
konfessionell Grenzen verlaufenden Konflikte erzielt wer-
den konnte. Folglich richten sich irakische Sicherheitskräf-
te ethnisch-konfessionell aus, anstatt der Zentralregierung 
gegenüber loyal zu sein. Berichte über gewaltsame Über-
griffe mit ethnisch-konfessionellem Hintergrund durch 
staatliche Stellen (vgl. Human Rights Watch 2005) legen 
nahe, dass ohne ausländisches Einwirken kein Rechtsstaat 
im Irak entstehen wird. Es besteht die Gefahr anhaltender 
ethnisch-konfessioneller „Säuberungen“ und in letzter 
Konsequenz des Staatszerfalls in einen Kurdenstaat mit 
Gebietsansprüchen gegenüber Iran und der Türkei im 
Norden, einen sunnitisch-arabischen Staat ohne nennens-
werte Ölvorkommen und landwirtschaftlich nutzbare Flä-
chen in der Mitte und einen fundamentalistisch-
schiitischen Staat im Süden. 
Für eine friedliche Regelung der Konflikte im Irak 
gibt es momentan wenig Perspektiven, ganz zu schweigen 
vom Aufbau eines demokratischen Prosperitätsregimes 
ohne patrimoniale beziehungsweise ethnisch-
konfessionelle Autoritäten – dem ursprünglich laut pro-
klamierten Ziel der Neokonservativen, an das sich mittler-
weile anscheinend niemand mehr erinnert. 
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